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I. Hintergrund 

Wir alle leben in einer heterogenen, leistungsorientierten Gesellschaft, in der auch heute 

noch immer ein enger Zusammenhang zwischen Bildung und sozialer, kultureller oder 

sprachlicher Herkunft erkennbar ist. In der Quote der frühzeitigen Schulabgänger in Nieder-

sachsen ist die Gruppe der Schülerinnen und Schüler mit Migrationsgeschichte überproporti-

onal vertreten. Damit steht eine erhebliche Anzahl an qualifizierbaren und arbeitsfähigen Per-

sonen dem Arbeitsmarkt nicht ohne weiteres zur Verfügung, kann sich somit seinen Lebens-

unterhalt nicht selbst erwirtschaften, sondern ist auf Unterstützung aus dem Solidarsystem 

angewiesen1. 

Neben den fatalen Rückwirkungen auf die Betroffenen selbst birgt dieses Faktum auch ein 

hohes Risiko für die soziale Kohäsion: junge Menschen, die ihren Platz in der Mehrheitsge-

sellschaft nicht finden oder nicht finden zu können glauben, weil sie ausgegrenzt werden und/ 

oder sich ausgegrenzt fühlen, stehen in Gefahr, sich in eine Parallelgesellschaft zurückzuzie-

hen, aus der sie nur schwer zurückzuholen sind. Dasselbe gilt beispielsweise auch für Schü-

lerinnen und Schüler, die aus bildungsbenachteiligten Familien kommen und bei denen das 
                                                 
1 Stärken- und Schwächen-Analyse (SWOT) für das Land Niedersachsen und seine Regionen vom 06.06.2013 
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Risiko ebenfalls drastisch erhöht ist, den Zugang zu einem erfolgreichen Leben, zur aktiven 

Bürgerschaft und zu einer existenzsichernden Beschäftigung in der Gesellschaft schon beim 

Start zu verpassen. Vor dem Hintergrund, dass dieser Zugang insgesamt über eine immer 

höhere Qualifikation erreicht werden muss, erhöht sich damit auch das Risiko der 

(Selbst)Ausgrenzung (der Basis von Diskriminierung), womit die Chance auf soziale, kulturel-

le und politische Teilhabe ebenso drastisch sinkt. Das Bemühen, dieser Gefahr durch Verbo-

te der Diskriminierung entgegenzuwirken ist verbreitet, hat jedoch bislang nicht den ge-

wünschten Erfolg gezeigt. 

Die niedersächsische Landesregierung hat das Thema „Vielfalt und Teilhabe stärken“ 2013 

als eines ihrer Leitziele in der Koalitionsvereinbarung verankert und dem Thema Bildung eine 

besondere Bedeutung zukommen lassen. Zudem werden insbesondere in Bezug auf den 

Einsatz finanzieller Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds die Bereiche Armutsbekämp-

fung, Sicherung des Fachkräftebedarfs und Förderung von Chancengleichheit und Inklusion 

benachteiligter Bevölkerungsgruppen als wichtige Schwerpunkte benannt. 

 

II. Programm „Inklusion durch Enkulturation (IdE)“ im Konvergenzgebiet  

(2007-2013) 

 

1. Ziele 

Das übergeordnete Ziel, nämlich die Verringerung der Zahl der Schulverweigerer und Schul-

abbrecher, d. h. der später Ungelernten und Langzeitarbeitslosen, kann nur erreicht werden, 

wenn die Kausalität zwischen Bildungserfolg und sozialer, kultureller oder sprachlicher Her-

kunft aufgelöst wird. Zugleich müssen Rahmenbedingungen geschaffen werden, die den Zu-

gang zu einer erfolgreichen Bildungsbiografie und damit zu einem erfolgreichen Leben, zur 

aktiven Bürgerschaft und zu einer existenzsichernden Beschäftigung aller ermöglicht.  

 

Die Maßnahmen, die auf die Vermeidung von Bildungsrückständen und Vermittlung von 

Schlüsselkompetenzen – zu denen auch die persönlichen und die sozialen Kompetenzen 

gehören – abzielen, müssen dabei so früh wie möglich, d. h. bereits im Elementar- und im 

Primarbereich angelegt werden, um so die Grundlage für eine aktive Bürgerschaft und eine 

existenzsichernde Beschäftigung zu legen und in der Folge die Armutsgefährdungsraten zu 

senken. 

 

Hierbei ist es Aufgabe der Kommunen und des Landes, die frühkindliche Bildung in den Kin-

dertagesstätten ebenso wie den Unterricht in den Schulen qualitativ so zu gestalten, dass alle 

Kinder und Jugendlichen die bestmöglichen Rahmenbedingungen für einen guten Bildungs-

abschluss vorfinden. Die Kinder und Jugendlichen aus neu zugewanderten Familien sind in 



Anlage 1 

3 

 

diesem Zusammenhang besonders in den Blick zu nehmen, indem an den individuellen Be-

darfen ausgerichtete Unterstützungsangebote bereitgestellt werden. 

 

Um bestmögliche individuelle Bildungsvoraussetzungen zu schaffen, reicht die Fokussierung 

auf frühkindliche Bildung und die Bereitstellung von „guter Schule“ mit gut ausgebildeten pä-

dagogischen Fachkräften – als staatliche Aufgaben - allein jedoch nicht aus. Darüber hinaus 

müssen übergreifende Systeme entwickelt werden, mit denen die konkreten Bedarfe jeder 

oder jedes Einzelnen besser in den Blick genommen und Unterstützung geleistet werden 

kann. 

 

Hier setzt das Programm Inklusion durch Enkulturation an. Optimale Rahmenbedingungen für 

den Bildungserfolg aller können nur geschaffen werden, wenn letztlich alle Personen, die die 

Kinder und Jugendlichen in ihrer gesamten Entwicklung begleiten und damit auch Beiträge zu 

ihrer Bildung leisten, besser miteinander vernetzt und entsprechend geschult werden. In die-

sem Zusammenhang ist nicht nur eine enge Zusammenarbeit von Kindertageseinrichtungen 

und Schulen wichtig, zugleich müssen auch lokale Akteure wie Kommunen, Sportvereine, 

Jugendeinrichtungen etc. und – in besonderem Maße - die Eltern, die die Kinder und Jugend-

lichen am längsten kontinuierlich begleiten, eingebunden werden.  

 

2. Ergebnisse 

Das vom Europäischen Sozialfond geförderte Programm „Inklusion durch Enkulturation“, das 

in der Verantwortung des Niedersächsischen Kultusministeriums modellhaft in dem Förder-

zeitraum von 2007 bis 2013 im Konvergenzgebiet umgesetzt werden konnte, hat entschei-

dend dazu beigetragen, die vorgenannten Ziele zu erreichen2. In insgesamt 38 Projekten 

konnten hier Maßnahmen gefördert werden, in denen es vor allem darum ging, die bereits 

bestehenden Systeme im Bildungsbereich weiterzuentwickeln. In diesem Zusammenhang 

stellten der Aufbau nachhaltiger Netzwerk- und Kooperationsstrukturen zwischen verschiede-

nen Einrichtungen sowie der Aufbau von Erziehungs- und Bildungspartnerschaften neben der 

Konzeption, Erprobung und Evaluierung von Fortbildungs- und Qualifizierungsmodulen wich-

tige inhaltliche Schwerpunkte dar.  

 

Mit Hilfe der Projekte wurden Strukturen geschaffen, die dazu beitragen, die Bereitschaft zu 

(Aus-, Fort- und Weiter-) Bildung insbesondere bei den Erzieherinnen, Erziehern und Lehr-

kräften, aber auch in der Elternschaft insgesamt zu erhöhen. Über den Transfer in die Bil-

dungseinrichtungen (z. B. Kitas, Schulen, Vereine) konnten dadurch insbesondere auch die-

jenigen erreicht werden, die in den Bildungsprozess bislang nur unzureichend einbezogen 

                                                 
2 Niedersächsischer Durchführungsbericht 2013 für den ESF im Ziel Konvergenz vom 18.06.2014 
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sind. Unter Berücksichtigung der verschiedenen Bedürfnisse, der kulturellen und sozialen 

Herkunft und der Ressourcen jedes Einzelnen konnte in vielen Fällen ein sicheres Funda-

ment für den Erwerb von Schlüsselqualifikationen für das lebenslange Lernen gelegt werden.  

 

In der abgelaufenen Förderperiode waren die Projekte teilweise sehr unterschiedlich aufge-

stellt. Viele Fragestellungen wie - Wie viele Lehrkräfte, Erzieherinnen und Erzieher und Eltern 

konnten über Qualifizierungsmaßnahmen geschult, wie viele Netzwerke aufgebaut werden? 

Welche weiteren Maßnahmen, ggf. niedrigschwellige Angebote für Eltern, wurden in die We-

ge geleitet, um die Zielgruppen besser zu erreichen? Welche neuen Konzepte und Koopera-

tionen sind entstanden? An welchen Stellen konnten Synergien genutzt werden? – standen 

aber immer wieder im Fokus. 

 

III. Programm „Inklusion durch Enkulturation (IdE)“ in Niedersachsen (2014-2020) 

 

1. Ziele 

In der neuen Förderperiode (2014 bis 2020) stehen nunmehr Fördermittel des Europäischen 

Sozialfonds zur Verfügung, die die Ausweitung des zunächst modellhaft erprobten Pro-

gramms unter Berücksichtigung der im vorherigen Förderzeitraum gemachten Erfahrungen 

auf ganz Niedersachsen ermöglicht. Das neue Programm knüpft inhaltlich an das alte an. 

Dabei ist es nach wie vor Ziel, die Zahl der Schulverweigerer und Schulabbrecher zu reduzie-

ren, indem die Rahmenbedingungen für einen erfolgreichen Bildungsabschluss verbessert 

werden. Folgende Teilziele, die hierzu einen Beitrag liefern können, sind hierbei im Rahmen 

der Projekte insbesondere in den Blick zu nehmen: 

 

• Verminderung der Rückstellungsquote 

• Verringerung des Absentismus 

• Erhöhung der Überweisung in die Sekundarstufe II 

• Erhöhung der Sprachkompetenzen 

• Stärkung der Elternkompetenz 

• Erhöhung der Angebote an Zusatzqualifikationen für pädagogisches Personal 

 

Die Strukturen, die z. B. durch die Bildungsregionen bereits entstanden und die auf eine Ver-

netzung der Akteure im Bildungsbereich ausgerichtet sind, können hierbei gute Anknüp-

fungspunkte bieten. 

Inwiefern die durchgeführten Maßnahmen (s. Ziffer III 5.) tatsächlich zur Zielerreichung bei-

tragen, lässt sich mittelfristig anhand der im Operationellen Programm festgelegten Indikato-

ren (s. auch Ziffer III 6.) zahlenmäßig belegen. Hierbei sind die Zahlen differenziert nach dem 
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Programmgebiet der Regionenkategorie „Übergangsregion (ÜR)“, bestehend aus dem ehe-

maligen Konvergenzgebiet und dem Programmgebiet der Regionenkategorie „stärker entwi-

ckelte Region (SER)“, nämlich dem restlichen Niedersachsen zu betrachten. 

Unabhängig davon kann eine programmgebietsübergreifende Netzwerkbildung gewinnbrin-

gend sein, da die Projektträger aus dem SER von den Erfahrungen der Projektträger aus 

dem ÜR profitieren und zudem auf diesem Wege zu einer neuen Netzwerkbildung beitragen. 

Andererseits können sich für die bisherigen Projektträger aus dem ÜR durch die Zusammen-

arbeit neue Schwerpunkte ergeben, die Bestandteil künftiger Anträge sein könnten. 

 

2. Begriff „Inklusion“ (im Sinne des Programms IdE) 

Das Konzept der Inklusion geht davon aus, dass wir in einer kohärenten Gesellschaft leben, 

in der die Chancen auf soziale, kulturelle und politische Teilhabe gerecht verteilt sind - oder 

zumindest dem Anspruch nach sein sollen - und von den Mitgliedern der Gesellschaft auch 

aktiv genutzt werden.  

In einer Gesellschaft, die nach dem Konzept der Inklusion organisiert ist, stellt sich die Frage 

der Definition von Gruppen nicht. Stattdessen rückt der Einzelne mit seinen individuellen 

Kompetenzen und Bedürfnissen in den Mittelpunkt. Von Interesse ist nicht die Zugehörigkeit 

des Einzelnen zu einer Gruppe, da davon auszugehen ist, dass jede und jeder immer gleich-

zeitig mehreren sozialen Gruppen angehört, die aber nicht gleichzeitig von Relevanz sein 

müssen. Im Fokus stehen vielmehr die (speziellen) Bedürfnisse eines konkreten Menschen, 

die erfüllt sein müssen, damit die Chance auf Teilhabe wahrgenommen werden kann. Zur 

Umsetzung des Programmziels „Inklusion“ ist dieses Konzept die thematische Grundlage und 

Richtwert. 

 

3. Begriff „Enkulturation“ (im Sinne des Programms IdE) 

Enkulturation im hier verwendeten Sinn ist der Prozess, durch den das Individuum im Laufe 

seines Aufwachsens in einer (sozialen, kulturellen, wirtschaftlichen und politischen) Gruppe 

mit den Regeln dieser Gruppe sowie mit den Sanktionen für die Verletzung der Regeln ver-

traut gemacht wird, wobei alle Gesellschaften, die wir kennen, über Normen- und Wertesys-

teme verfügen. 

Bei der Enkulturation wird im allgemeinen ein „geschlossenes System“ vermittelt, d. h., es 

werden nicht nur die konstituierenden Regeln für den Gruppenzusammenhalt weitergegeben, 

sondern auch Sitten und Gebräuche, also auch das, was „man“ tut oder unterlässt, wenn man 

„normal“ sein und nicht Befremden in seiner Gruppe erregen will. Die Unterscheidung, was 

eine konstituierende Norm für die Gruppenkohäsion und was lediglich Sitte oder unerwünsch-

tes bzw. erwünschtes Verhalten ist, wird deshalb in der Regel nicht trainiert und so scheint 

sie nicht immer und nicht allen leicht zu fallen. Erschwert wird die Unterscheidung auch 
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dadurch, dass der Prozess der Enkulturation meist so unmerklich und „beiläufig“ geschieht, 

dass dem Individuum die verinnerlichte Kultur (z. B. auch tradierte Fakten und deren Bewer-

tungen) als selbstverständlich und „richtig“ erscheint, mithin alles davon Abweichende nur als 

„falsch“ eingestuft werden kann. Das gilt natürlich auch - und wahrscheinlich sogar besonders 

- für die Einschätzung anderer Kulturen, die es in einer multikulturellen Gesellschaft „gleich 

nebenan“ gibt. 

In einer Gesellschaft ohne sofort erkennbaren „übergeordneten“ Normierungsdruck durch 

eine „Leitkultur“ hat die oder der Einzelne die Freiheit, seine Gruppierungen selbst zu be-

stimmen. Auf der anderen Seite kann diese Freiheit aber auch – je nach individueller Disposi-

tion bzw. Ausgangssituation - den Stress einer ständigen Orientierungsreaktion erzeugen.  

Einem solchen Stress versuchen vor allem jene zu entgehen, die sich dem Komplexitätsgrad 

einer offenen Informations- und Wissensgesellschaft nicht gewachsen fühlen: Sie fühlen sich 

nicht in der Lage, ihre Strukturen selbst zu setzen, sondern suchen (und finden) sie außer-

halb ihrer selbst in klar durchgestalteten, aber nahezu immer autoritären Gruppierungen, die 

dann für sie das „bessere Milieu“ darstellen.3  

Von daher muss (auch durch Enkulturation) zunächst sichergestellt werden, dass möglichst 

alle mit der komplexen Realität in unserer Gesellschaft sowie mit der Koexistenz verschiede-

ner kultureller Identitäten und Überzeugungen konstruktiv und erfolgreich umzugehen lernen, 

um keinen zu verlieren (Konzept der Inklusion). Es gilt deshalb, zum einen vorrangig auch 

jene Gruppen zu erreichen, deren vermittelte Werte und Normen bisher unhinterfragt und 

unkommentiert geblieben sind, also auch nicht daraufhin überprüft wurden, ob und wie sie mit 

den konstituierenden Normen für das Zusammenleben in diesem Staat (Land Niedersachsen 

in der Bundesrepublik Deutschland) in Einklang zu bringen sind.  

Zum anderen sind jene anzusprechen, die sich schwer damit tun, das „geschlossene System“ 

ihrer Enkulturation einer Werte- und Normendiskussion zugänglich zu machen, weil die Re-

flexion darüber entweder nur ungewohnt und daher leicht lästig, oder irritierend und verstö-

rend, weil die gewohnte Sicherheit nehmend oder sogar „Tabu-belegt“ ist.  

 

4. Zielgruppen im Zusammenhang mit IdE 

Das Programm IdE richtet sich nicht unmittelbar an die Kinder und Jugendlichen selbst. Es 

setzt vielmehr noch früher, nämlich bei den an der Entwicklung der Kinder und Jugendlichen 

beteiligten Personen, insbesondere den Erzieherinnen und Erziehern, den Eltern und den 

Lehrkräften an. All diese Bezugspersonen sollen z. B. über Qualifizierungsmaßnahmen in die 

                                                 
3 Der Zulauf, den extrem rechte und linke, fundamentalreligiöse und andere autoritäre Gruppierungen haben, 
fände damit partiell eine Erklärung. 



Anlage 1 

7 

 

Lage versetzt werden, die Kinder bei dem Erwerb von Schlüsselkompetenzen zielgerichtet 

und effektiv zu unterstützen. 

 

So sollen die Erzieherinnen und Erzieher in Bildungsinstitutionen im Elementarbereich 

(Kindertagesstätten) durch zusätzliche Qualifizierungsangebote lernen, eine kompensierende 

Erziehung zu leisten. Dazu gehört nicht nur die Fähigkeit, die Defizite der Kinder zu erkennen 

und bewältigen zu helfen, sondern vor allem auch, deren Stärken wahrzunehmen und sie für 

die Inklusion nutzbar zu machen. Das setzt voraus, dass sich die Erzieherinnen und Erzieher 

zum einen nicht nur darüber verständigen müssen, welche Qualifikationen und welche Unter-

stützungsangebote in der „staatlichen“ (Zusatz-) Enkulturation notwendigerweise vermittelt 

werden sollten, sondern auch, welche Normen durchgesetzt werden müssen, um dem Kind 

die Chance zu erhalten, die wesentlichen Schlüsselqualifikationen zu erwerben.  

In diesem Zusammenhang könnten u. a. folgende Fragestellungen in den Fortbildungsveran-

staltungen thematisiert werden: 

• Welche Schlüsselqualifikationen sind in Bezug auf die eigene Einrichtung (Kita), aber 

auch auf die künftige (Schule) als wesentlich anzusehen? 

• Welche Normen, Werte und Schlüsselqualifikationen sind konstituierend für das Leben 

und den Erfolg in dieser Gesellschaft und müssen daher erfüllt werden? (Notwendigkeit 

der Anpassung) 

• Welche Normen, Werte und Schlüsselqualifikationen dürfen hingegen der „kulturellen 

Relativität“ unterliegen und stellen eine kulturelle Bereicherung aller dar? (Toleranz und 

Wertschätzung der Diversität in unserer Gesellschaft) 

• Wie stelle ich sicher, dass zu diesen Fragestellungen Konsens mit anderen beteiligten 

Institutionen besteht? 

Da nicht davon auszugehen ist, dass das Personal der Bildungsinstitutionen diese Heraus-

forderungen (über das bisherige Maß hinaus) weiter aus eigener Kraft angehen kann, braucht 

es Unterstützung. So muss es zum einen Angebote für die erforderlichen Qualifizierungs-

maßnahmen und andererseits Entlastung von den täglichen Aufgaben geben, um die neuen 

Routinen zu lernen, zu übernehmen und zu pflegen. In Qualifizierungsmaßnahmen zur Refle-

xion über die eigene Position zu den rechtlichen Vorgaben (u.a. den acquis communautaire 

des Gemeinschaftsrechts) könnte auch die Erfahrung der Gedenkstätten und anderer Orga-

nisationen im Feld der Arbeit für Menschenrechte und Demokratieerziehung einbezogen wer-

den. 

Für die Eltern sollen geeignete, bei Bedarf auch niedrigschwellige Angebote erarbeitet oder 

vorhandene entsprechend adaptiert werden, um auch ihnen bei der (Selbst)Eingliederung zu 
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helfen und sie dabei zu unterstützen, mit den Bildungsinstitutionen ihrer Kinder eine Bildungs- 

und Erziehungspartnerschaft einzugehen.  

Neben den Erzieherinnen und Erziehern im Elementarbereich und den Eltern sind auch 

Lehrkräfte insbesondere des Primar- und Sekundarbereichs I eine Zielgruppe. Sie sollen 

zum einen die im Elementarbereich begonnene Zusammenarbeit mit den Eltern weiterführen, 

speziell im Bereich des Interkulturellen Dialogs, wofür sie vergleichbare Qualifizierungsmaß-

nahmen benötigen4. Sie sollen aber außerdem auch dafür sensibilisiert werden, dass viele 

Eigenschaften, Fähigkeiten und Verhaltensweisen der Kinder und Jugendlichen, die „anders“ 

sind (und daher oft als störend empfunden werden), zu ergänzenden Kompetenzen weiter-

entwickelt werden könnten.  

Außerdem sollen unter fachlich ausgewiesener Leitung Kooperationsstrukturen und Netzwer-

ke etabliert werden, in denen einerseits der Austausch guter Praxis möglich ist und anderer-

seits gute Unterstützungssysteme für alle Beteiligten entstehen können. Gleichzeitig soll 

überprüft werden, ob durch Bündelung von Maßnahmen möglicherweise Synergieeffekte ent-

stehen können.  

Obwohl dieses Konzept Initiativen der EU aufnimmt und die Ziele nicht neu sind, geht doch 

die Fokussierung auf die Ermöglichung von Inklusion und damit Teilhabe durch die Vermitt-

lung von elementaren (konstituierenden) Schlüsselqualifikationen, Werten und Normen für 

den Erfolg in dieser Gesellschaft (d.h. Enkulturation) auch an Gruppen, die sich eher in „Pa-

rallelgesellschaften“ oder „Subkulturen“ eingerichtet haben, weit über das bisher üblicher-

weise von Schule Geforderte hinaus. Eine sorgfältige (zumindest interne) Evaluation sollte 

deshalb bei jedem Projekt prüfen, inwieweit die ambitionierten Ziele erreicht werden konnten. 

 

5. Maßnahmen 

Im Rahmen des Programms IdE werden regionale Vorhaben unterstützt, die geeignet und 

darauf ausgerichtet sind, die Menschen aus dem Umfeld der Kinder und Jugendlichen, die 

ihre Entwicklung begleiten und damit auch Beiträge zu ihrer Bildung leisten, besser miteinan-

der zu vernetzen. Die Inhalte der Vorhaben müssen darauf ausgelegt sein, die bei den Bil-

dungsbeteiligten (Netzwerkpartnern) – z. B. aus den Bereichen Schule, Kindertagesstätte, 

Jugendarbeit, Vereine, aber auch aus dem Elternhau, jeweils vorhandenen Kompetenzen in 

inklusiven Bildungsnetzwerken zusammenzuführen und gemeinsam weiterzuentwickeln. In 

regelmäßigen Netzwerktreffen werden hierbei Aktivitäten unterschiedlichster Art geplant, die 

                                                 
4 Diese Fortbildungsmaßnahmen unterscheiden sich von der üblichen Qualifizierungen, die das Land Niedersach-
sen für die Lehrkräfte bereitstellt, da sie keine primär unterrichtsbezogene Fortbildung darstellen (also zumindest 
mittelbar die Verbesserung des Unterrichts anstreben), sondern für die Bildungs- und Erziehungspartnerschaft mit 
den Eltern qualifizieren und damit den Erziehungsauftrag in den Mittelpunkt stellen. In diesem Kontext stellen 
gemeinsame Qualifizierungsmodule mit Erzieherinnen und Erziehern eine wichtige zielführende Ergänzung dar. 
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inklusive Prozesse anstoßen, unterstützen und weiter befördern. Hierzu gehören beispiels-

weise die Entwicklung gemeinsamer Strategien zur Überwindung von sozialen und kulturellen 

Unterschieden, zur Sensibilisierung für das Thema Interkulturalität, zur Aktivierung zur (El-

tern-)Mitarbeit sowie die Erarbeitung von Konzepten zur gegenseitigen Hospitation oder die 

Erörterung von Lösungsansätzen für aktuelle regionale Problemlagen. Ein weiterer Schwer-

punkt der Projekte muss darauf liegen, aus den Netzwerkpartnern heraus Personen zu ge-

winnen, die als Multiplikatorinnen und Multiplikatoren geschult und ihre im Netzwerk zusätz-

lich erlangten Kompetenzen in ihrem speziellen Umfeld weiterzugeben. Auf diese Weise wer-

den die Voraussetzungen einerseits dafür geschaffen, die einzelnen Bildungsnetzwerke noch 

weiter auszubauen, indem sich weitere Netzwerkpartner im Verlauf des Prozesses anschlie-

ßen. Andererseits kann die Entstehung neuer Bildungsnetzwerke angestoßen und zielgerich-

tet unterstützt werden.  

Im Rahmen des Programms IdE können somit Projekte gefördert werden, die geeignet sind, 

die in diesem Kontext genannten Ziele zu erreichen, sofern die Vorgaben aus der Förderricht-

linie erfüllt werden. 

Innerhalb eines solchen Projektes werden folgende Maßnahmen gefördert: 

• Entwicklung von Kooperationen und von institutionsübergreifenden Bildungsnetzwerken, 

die möglichst aus mindestens 5 Netzwerkpartnern (z. B. Kindertagesstätte, Schulen ver-

schiedener Schulformen, Sportverein, Jugendzentrum, Elternverein, Migrantenorganisati-

onen, migrantische Netzwerke) bestehen. Dazu zählen  

o Aufbau von neuen und Ausbau von bereits bestehenden Netzwerken aller relevanten 

Akteure, die mit den gleichen Zielgruppen und der gleichen oder einer ähnlichen Ziel-

setzung arbeiten, 

o Aufbau von neuen und Ausbau von bereits bestehenden Kooperationsstrukturen zwi-

schen Einrichtungen, die mit gleichen Zielgruppen und an vergleichbaren Aufgaben 

arbeiten, mit dem Ziel der Nachhaltigkeit, 

o Entwicklung, Erprobung und Evaluierung von Bildungs- und Erziehungspartnerschaf-

ten 

• Konzeptionierung, Erprobung und Evaluierung von Fortbildungs- und Qualifizierungsmo-

dulen  

o für die einzelnen Zielgruppen  

o als gemeinsame Veranstaltungen 

• Entwicklung, Erprobung und Evaluierung von neuen Konzepten und Modulen zu Schwer-

punktthemen wie  
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o frühzeitige Förderung der Sprachbewusstheit 

o Elternarbeit 

o interkulturelle Erziehung 

o individuelle Lernbegleitung 

o neue Lernformen (z.B. e-learning, multimediales Training) 

o Verhinderung der Ausgrenzung von bildungsfernen und/oder benachteiligten Gruppen 

durch Zusammenwirken aller relevanten Akteure 

o Förderung des Bewusstseins für bürgerschaftliche Teilhabe/ aktive Bürgerschaft und 

des Engagements für Demokratie und Menschenrechte 

o Implementierung von Kooperationsstrukturen zur Beratung und Förderung im Bil-

dungsbereich 

o gegenseitige Evaluation und Fortentwicklung der Maßnahmen verschiedener Projekt-

träger 

o Übertragung der gefundenen Lösungen auf noch nicht am Prozess beteiligte Kommu-

nen und Bildungseinrichtungen 

o Verbesserung von Qualitätsstandards und Zertifizierungssystemen 

 

6. Indikatorik 

Inwieweit das Projekt tatsächlich zur Zielerreichung i. S. d. Programms beigetragen hat, be-

misst sich u. a. daran, ob die im Operationellen Programm für die einzelnen Indikatoren bis 

zum Ende der Förderperiode festgelegten Zielzahlen erreicht werden konnten. 

Outputindikatoren sind: 

• Zahl der neu entstandenen Bildungsnetzwerke (ÜR mindestens 5, SER mindestens 20) 

• Zahl der geförderten Bildungsnetzwerke, die Aktivitäten mit Eltern als einen der Arbeits-

schwerpunkte enthalten (ÜR mindestens 8, SER mindestens 15) 

• Zahl der bereits in der Förderperiode 2007-2013 existierenden Bildungsnetzwerke, die 

zwecks Verbreiterung und/ oder Vertiefung gefördert werden (ÜR mindestens 7) 

• Zahl der innerhalb der Bildungsnetzwerke bzw. durch die Netzwerkaktivitäten durchge-

führte Schulungs-/Lerneinheiten (ÜR mindestens 1.700, SER mindestens 5.600) 

Ergebnisindikatoren sind: 
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• Durchschnittliche Zahl der Netzwerkpartner in neu aufgebauten Bildungsnetzwerken (ÜR 

und SER jeweils 5 bei Beginn, 20 bei Ende der Förderperiode) 

• Anteil der bereits existierenden Bildungsnetzwerke, die einen weiteren fachlichen 

Schwerpunkt ausbilden (ÜR 50% bei Beginn, 90 % bei Ende der Förderperiode) 

• Anteil der neuen Bildungsnetzwerke, die im Verlauf der Förderperiode mindestens drei 

fachliche Schwerpunkte ausbilden (ÜR und SER jeweils 50 % bei Beginn, 60 % bei Ende 

der Förderperiode) 

 

IV. Fazit 

In einer multikulturellen, von ständig steigenden Zuwanderungszahlen geprägten Gesell-

schaft, muss geklärt sein, welche Normen und Schlüsselqualifikationen konstituierend und 

daher erforderlich sind, um schulischen und beruflichen Erfolg zu erreichen und sowohl aktiv 

an der Gesellschaft teilzuhaben als auch seinen eigenen Beitrag zur Gesellschaft und deren 

Fortentwicklung zu leisten. Diese konstituierenden Schlüsselqualifikationen und Normen 

müssen möglichst früh vermittelt werden, damit von vornherein ein Scheitern vermieden wer-

den kann. Staatliche Instanzen (hier die Bildungsinstitutionen ab dem Elementar- und Prim-

arbereich) müssen in besonderem Maße Kinder bei diesem Enkulturationsprozess unterstüt-

zen, gerade in den Fällen, in denen der vorschulische Sozialisations- und Erziehungsprozess 

nicht ausreichend dafür gesorgt hat, die notwendigen Normen und Schlüsselqualifikationen 

zu vermitteln. Da jedoch die Inklusion der Kinder kaum ohne die Eltern gelingen kann, müs-

sen auch diese in den Klärungsprozess mit einbezogen werden, in dem definiert wird, welche 

Normen und Schlüsselqualifikationen für ein erfolgreiches Leben in dieser Gesellschaft kon-

stituierend sind und daher übernommen werden müssen und welche als Ausdruck von Viel-

falt in unserer Gesellschaft parallel bestehen können. 

 

Inklusion durch Enkulturation ist ein Prozess, der sehr früh im Elementarbereich beginnt und 

sich im weiteren Bildungsweg fortsetzt. Messbare Zahlen zur Erreichung der übergeordneten 

Ziele, nämlich Verringerung der Schulabbrecherquote und Erhöhung der Zahl hochwertiger 

Bildungsabschlüsse, werden innerhalb des sechsjährigen Förderzeitraums nicht vorliegen 

können. Um den Erfolg des Programms zeitnah bewerten zu können, muss vielmehr anhand 

der von den Projektträgern vorzulegenden Projektberichte betrachtet werden, inwieweit es 

gelungen ist, die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass die vorgenannten Ziele tat-

sächlich erreicht werden können.  


